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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung des Übereinkommens vom 27. Sep- 
tember 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Das im Rahmen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu- 
stande gekommene Gerichtsstands- und Vollstreckungsüberein- 
kommen vom 27, September 1968 {Drucksache VI/ 1973) bedarf 
ergänzender innerstaatlicher Vorschriften, damit die deutschen 
Gerichte und Behörden die vertraglich festgelegte Regelung aus- 
führen können. 


B. Lösung 

Der Entwurf, den der Rechtsausschuß einmütig billigt, enthält 
Vorschriften, die das Verfahren bei der Zulassung von Schuld- 
titeln aus den anderen Mitgliedstaaten zur Zwangsvollstrek- 
kung näher regeln. Ferner sind besondere Bestimmungen über 
die Zwangsvollstreckung aus derartigen Schuldtiteln vorge- 
sehen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3549 


Sachgebiet 319 

Schriftlicher Bericht 
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(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
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tember 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 

Handelssachen 

— Drucksache VI/3426 — 


A. Bericht der Abgeordneten Metzger und Alber 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 191. Sitzung 
am 14. Juni 1972 den Gesetzentwurf dem Rechtsaus- 
schuß überwiesen, der die Vorlage in seiner 88. Sit- 
zung am gleichen Tage beraten hat. 

Der Recht saus schuß empfiehlt einstimmig, den Ge- 
setzentwurf anzunehmen. 

II . 

Das EWG-Übereinkommen vom 27. September 
1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen (Drucksache VI/1973) stellt auf 
einem wichtigen Gebiet des Rechtsverkehrs die Frei- 
zügigkeit zwischen den Mitgliedstaaten her. 

Die Normen des internationalen Zivilprozeßrechts 
der EWG-Staaten auf dem Gebiet der gerichtlichen 
Zuständigkeit sowie der Anerkennung und Voll- 
streckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen werden vereinheitlicht. 

Durch das Protokoll vom 3. Juni 1971 betreffend 
die Auslegung dieses Übereinkommens durch den 
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (Druck- 
sache VI/3294) soll die einheitliche Auslegung des 
Übereinkommens in allen Mitgliedstaaten gewähr- 
leistet werden. 


Mit dem Ausführungsgesetz zu dem Überein- 
kommen vom 27. September 1968 werden die ergän- 
zenden innerstaatlichen Vorschriften geschaffen, die 
notwendig sind, damit gerichtliche Entscheidungen, 
Prozeßvergleiche und öffentliche Urkunden aus den 
anderen Vertragsstaaten gemäß dem Übereinkom- 
men in der Bundesrepublik vollstreckt werden kön- 
nen. 

Das Übereinkommen vom 27. September 1968 
regelt in seinen Grundzügen das Verfahren, wie aus- 
ländische Urteile anzuerkennen und zu vollstrecken 
sind. Das Ausführungsgesetz zu dem Übereinkom- 
men kann sich deshalb im wesentlichen darauf be- 
schränken, das Übereinkommen mit der Zivilprozeß- 
ordnung in Einklang zu bringen. Der Rechtsausschuß 
begrüßt es, daß in dem Ausführungsgesetz das 
Grundanliegen des Übereinkommens unterstützt 
wird, die Anerkennung und Vollstreckung von 
Schuldtiteln aus anderen Vertragsstaaten möglichst 
zu erleichtern. 

So kann der Antrag, einen Schuldtitel aus einem 
anderen Vertragsstaat mit der Vollstreckungsklau- 
sel zu versehen, von dem Berechtigten selbst schrift- 
lich oder mündlich zu Prototkoll der Geschäftsstelle 
gestellt werden. Als weitere Erleichterung für den 
ausländischen Gläubiger ist es anzusehen, daß ein 
Antrag, der nicht in deutscher Sprache gestellt ist, 
nicht schlechthin unbeachtlich ist. Die Antragstel- 
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lung wird auch dadurch erleichtert, daß der entschei- 
dende Richter gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 den Antrag 
mit dem Antragsteller oder seinen Bevollmächtigten 
erörtern kann. Dem Vorschlag des Bundesrates, 
diese Vorschrift als überflüssig zu streichen (vgl. 
Nummer 2 der Stellungnahme des Bundesrates — 
Drucksache VI/3426 S. 28) vermag sich der Rechts- 
ausschuß nicht anzuschließen. Ohne eine ausdrück- 
liche Regelung könnte zu Unrecht angenommen 
werden, eine solche Erörterung sei mit Artikel 34 
des Übereinkommens nicht vereinbar. Wenn der An- 
tragsteller bestimmte Nachweise nicht durch Urkun- 
den führen kann, soll das erleichterte Verfahren zur 
Herbeiführung der Vollstreckbarkeit nach dem Über- 
einkommen nicht entfallen. Vielmehr kann der Be- 
rechtigte in einem Verfahren, an dem der Schuldner 
beteiligt wird, alle Beweismittel Vorbringen (§ 6 
Abs. 2). 

IV. 

Bei der Ausführung des Übereinkommens ist zu 
beachten, daß dem Schuldner, gegen den im Inland 
vollstreckt werden soll, im anderen Vertragsstaat 
regelmäßig schon ein rechtsstaatliches Erkenntnis- 
verfahren zur Verfügung gestanden hat. In dem 
erstinstanzlichen Verfahren zur Erteilung der Voll- 
streckungsklausel wird es dann nicht mehr gehört. 
Das rechtliche Gehör des Schuldners wird im Be- 
schwerdeverfahren durch das Ausführungsgesetz ge- 
sichert. So wird die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gegen die Versäumung der Beschwerdefrist ; 
erweitert und zugelassen. Außerdem können im 
Beschwerdeverfahren bestimmte Einwendungen ge- 
gen den Anspruch selbst, die erst nach dem Erlaß 


[ der Entscheidung im anderen Vertragsstaat entstan- 
I den sind, geltend gemacht werden. 

Das Ausführungsgesetz gleicht die Rechtsbe- 
schwerde an den Bundesgerichtshof nach Artikel 41 
des Übereinkommens dem Revisionsverfahren der 
I Zivilprozeßordnung stark an (§§ 17 bis 20). Damit 
I wird der Überlastung des Bundesgerichtshofs ent- 
I gegengewirkt. Mit der Vorschrift, daß die Rechts- 
beschwerde immer zuzulassen ist, wenn das Ober- 
landesgericht von einer Entscheidung des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaften abweicht, 
wird die Verbindung zu dem Protokoll vom 6. Juni 
1971 über die Auslegung des Übereinkommens durch 
den Gerichtshof hergestellt. 

Besondere Vorschriften für Entscheidungen deut- 
scher Gerichte sollen die Vollstreckung von Schuld- 
titeln aus der Bundesrepublik in anderen Vertrags- 
staaten erleichtern. Dazu gehört, daß Versäumnis- 
und Anerkenntnisurteile, die voraussichtlich in 
einem anderen Vertragsstaat vollstreckt werden 
sollen, nicht in abgekürzter Form hergestellt werden 
dürfen. Der entsprechende Hinweis in § 32 des Aus- 
führungsgesetzes erscheint deshalb nützlich. Der 
Rechtsausschuß stimmt dem Vorschlag des Bundes- 
rates, diese Vorschrift zu streichen, nicht zu. 

In § 36 des Asführungsgesetzes wird die Ein- 
schränkung des § 688 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung, 
daß das Mahnverfahren dann unzulässig ist, wenn 
die Zustellung des Zahlungsbefehls im Ausland er- 
folgen muß, für den EWG-Bereich beseitigt. Diese 
Regelung fördert die Grundtendenz des Überein- 
kommens, die Freizügigkeit von Vollstreckungs- 
titeln unter den Vertragsstaaten herzustellen. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Metzger Alber 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache ¥1/3426 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Metzger Alber 

Berichterstatter 
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